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Antrag der FDP-Fraktion: Verzicht auf Gendersprache in Publikationen und 
Medien der Stadt Rödermark
Beratungsfolge

Datum Gremium

20.09.2022 Ausschuss für Familie, Soziales, Integration und Kultur

22.09.2022 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss

04.10.2022 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung:

Der Versuch, die deutsche Sprache „geschlechtergerecht“ und „diskriminierungsfrei“ zu 
gestalten, führt oft zu einer schlechteren Lesbarkeit, zu sprachlichen Irrläufern und 
neuer Diskriminierung. Ein Großteil der Bevölkerung reagiert mittlerweile spürbar 
ungehalten bei dem Thema und lehnt eine gendergerechte Sprache mit ihren ganzen 
Irrungen ab. Bei diversen Umfragen in den letzten Jahren ist festzustellen, dass alle 
Altersgruppen und Geschlechter unabhängig ihrer politischen Couleur Gendern in der 
Wort- und Bildsprache mehrheitlich ablehnen. Die Zahl der Befürworter sinkt mit 
steigendem Alter, bei den Frauen ist die Zahl der Befürworter um etwa 5 Prozentpunkte 
größer als bei den Männern. Die Ablehnung der Gendersprache hat in den letzten Jahren 
mit zunehmendem Eindringen in das tägliche Leben spürbar zugenommen. 

Nachstehend beispielhaft eine repräsentative Umfrage von Civey aus dem Sommer 
2022:



In den Augen der meisten Bürger zerstört das Gendern die in Jahrhunderten gewachsene 
Sprachkultur. Gender-Sternchen oder andere Nicht-Buchstaben in einem Wort stören 
den Lesefluss und erschweren das Lernen der deutschen Sprache deutlich. Über 2/3 der 
Frauen stört sich laut Umfragen nicht am generischen Maskulin und nur ungefähr 5 % 
befürworten dessen Abschaffung. Das generische Maskulin vereinfacht den Lese- und 
Sprachfluss, wohingegen die Gendersprache die Unterschiede zwischen den 
Geschlechtern stark hervorhebt, was das eigentliche Ziel, die Gleichheit der 
Geschlechter, konterkariert. 

Die deutsche Sprache bietet genügend Möglichkeiten aufzuzeigen, dass beide 
Hauptgeschlechter gemeint sind, ohne Sternchen und Kunstpausen vor „Innen“. Die 
FDP-Fraktion ist der Auffassung, dass die Stadt in ihrer Kommunikation und in ihren 
Medien diese bewährten Möglichkeiten ausnutzen sollte und auf eine (angeblich) 
„geschlechtergerechte“ Gendersprache auch in Zukunft verzichtet. Beispiel: auf den 
offiziellen Einladungen zum BUSE-Ausschuss (sowie auch der anderen beiden 
Ausschüsse) steht seit einiger Zeit nicht mehr „Vorsitzender“ oder „der Vorsitzende“, 
sondern schlicht „Vorsitz“. Das ist nicht nur unsinnig, sondern auch grammatikalisch 
falsch. Eingeladen wird durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende, der oder die den 
Vorsitz innehat. Der Vorsitz kann nicht einladen.

Es gibt ebenfalls viele Umfragen zu der Frage, mit welchen Möglichkeiten einer 
geschlechtergerechten Sprache man am ehesten leben kann. Alle Differenzierungen 
innerhalb eines Wortes wie z.B. „*“, „_“, „/“ oder „I“ liegen dabei bei deutlich unter 10 % 
Zustimmung. Am meisten akzeptiert wird die Nennung beider Geschlechtsformen 
(Studentinnen und Studenten), gefolgt von der Neutralform (Studierende) und dem 
generischen Maskulin mit m/w/d-Hinweis (Student (m/w/d)). Die Akzeptanz der 
Neutralform ist jedoch unterschiedlich. Während das beispielsweise Wort „Studierende“ 
durchaus akzeptiert wird, wird „Zubeschulende“ als Synonym für Schüler mehrheitlich 
abgelehnt. 

Die Stadt Rödermark sollte daher in ihrer öffentlichen Kommunikation eine von der 
Mehrheit akzeptierte, geschlechterangepasste Schreibweise verwenden und auf 
innerwörtliche Differenzierung durch Sonderzeichen sowie auf zweifelhafte neue 
Wortschöpfungen konsequent verzichten.

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung spricht sich dafür aus, dass die Stadt Rödermark in 
ihrer öffentlichen Kommunikation eine Sprache verwendet, die auf der einen Seite zwar 
niemanden bevorzugt oder benachteiligt, jeden anspricht und niemanden ausschließt, 
sich auf der anderen Seite an den aktuellen Rechtschreibregelungen orientiert, und vor 
allem verständlich, eindeutig und gut lesbar ist. Auf Zusatzzeichen und Binnen-
Großbuchstaben zur Geschlechterdifferenzierung wird dabei verzichtet, weil diese die 
Barrierefreiheit, den Lesefluss und die Auffindbarkeit durch Suchmaschinen negativ 
beeinflussen. 



Auf den Webseiten in Verantwortung der Stadt sollen leicht auffindbare Gender-
Hinweise integriert werden, die die verwendete Schreibweise erklären und 
verdeutlichen, dass im Sinne der Gleichbehandlung immer und automatisch alle 
Geschlechter und Personengruppen gemeint sind, auch wenn zur besseren Lesbarkeit 
oder weil es übergeordnete Vorgaben erzwingen nur eine Form, z.B. das generische 
Maskulin, genannt wird. 

Der Magistrat wird beauftragt, entsprechende Regelungen bzw. Leitlinien zu erstellen 
und die Mitarbeiter darüber in Kenntnis zu setzen.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:


